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Kanton Solothurn, Stadt/RegionOlten,
Niederamt, Thal/Gäu

Kantonsrat ist beunruhigt
über den Investitionsstau
Der Rat genehmigt die Rechnung, diemit einemÜberschuss
von 148Millionen Franken abschliesst, oppositionslos.

UrsMoser

Die Staatsrechnung 2022
schloss mit einem Überschuss
von 148 Millionen Franken ab,
156Millionen besser als budge-
tiert. Das ist ein Rekordergeb-
nis, entsprechend gab es im
Kantonsrat nichts amAbschluss
auszusetzen. Selbst vonder Sei-
te nicht, die immer wieder die
starke Abhängigkeit des Kan-
tonsvondenBeiträgenausBern
kritisiert: Während für das lau-
fende Jahrhauptsächlichwegen
der ausbleibenden Gewinnaus-
schüttungderNationalbankein
Defizit von 90 Millionen Fran-
ken budgetiert werden musste,
hätte es in der Staatsrechnung
2022 auch ohne die Millionen
der Nationalbank noch für ein
Plus gereicht.

Der Kanton steht im Mo-
ment auch für die absehbaren
schwierigeren Zeiten noch mit
einem soliden Polster da, das
Eigenkapital hat sich imvergan-
genen Jahr auf 700 Millionen
Franken erhöht. «Ein gesundes
Fundament für die Zukunft»,

konstatierte FDP-Finanzpoliti-
ker Christian Thalmann
(Breitenbach). Lobenswert zu
erwähnen für ihnauch:DasPen-
senwachstum inderVerwaltung
bliebmit0,3Prozent für einmal
hinterdemBevölkerungswachs-
tum zurück.

Vor einem Jahr habe man
sich apokalyptische Szenarien
vondrohendenSteuererhöhun-
gen anhörenmüssen, erinnerte
sich Fabian Gloor (Mitte, Oen-
singen).Wennnunausdenglei-
chen Kreisen gleich Steuersen-
kungen im gleichen Umfang
verlangt würden, sei das nur
nochPopulismus, eine solideFi-
nanz- und Steuerpolitik sei auf
Kontinuität auszurichten.

Tiefes Investitionsvolumen
gibt zudenken
Ein Seitenhieb an die Adresse
der SVP, deren finanzpoliti-
scher Sprecher Richard Asch-
berger (Grenchen) nicht gerade
explizit sofortige Steuersen-
kungen einforderte, aber be-
tonte, der Dank für den guten
Rechnungsabschluss gebühre

in der Tat in erster Linie den
Steuerzahlern und Unterneh-
men imKanton.

Mit Aschberger wies unter
anderenauchHeinzFlück (Grü-
ne, Solothurn) auf einenheiklen
Punkt hin: Neben höheren
Steuererträgen sind die soliden
Kennzahlen unter anderem
auch dem unterdurchschnittli-
chen Investitionsvolumen mit
einem weit unter dem Durch-
schnitt früherer Jahre liegenden
Realisierungsgrad der budge-
tierten Investitionen zu zu ver-
danken.

Hier droht die Gefahr, dass
derFinanztanker eineBugwelle
vor sichherschiebt, die einesTa-
ges mit üblen Folgen über den
Kanton hereinbricht. Wobei:
Gerade hier liegt auch eine ge-
wisseHoffnung,dassdiewieder
tiefroten Zahlen im Finanzplan
für die kommenden Jahre (wie
meistens) ein doch allzu düste-
res Bild zeichnen. Wie realis-
tisch die Annahme doppelt so
hoher Investitionen ist, sei doch
zu hinterfragen, meinte Simon
Bürki (SP, Biberist).

Streit um Kaderlöhne nur
ein Sturm im Wasserglas?
Mehrheit des Kantonsrats hat kein Problemmit «geheimen»
Beschlüssen der Regierung.

UrsMoser

Die Überprüfung der Struktu-
ren des Gesamtarbeitsvertrags
für das Staatspersonal und die
Unterstellung von Verwal-
tungskadern unter ein separa-
tes Kaderreglement ausserhalb
desGesamtarbeitsvertrags zie-
hen sich hin. Was der Regie-
rungsrat schon einmal be-
schlossen hat: Die Lohneinrei-
hung von ausgesuchten
Topkadern soll überprüft und
deren Lohn gegebenenfalls
rückwirkend auf den 1. Januar
angepasst werden. Ein Lohn-
vergleich hatte ergeben, dass
andere Kantone ihren Topleu-
ten in der Verwaltung rund
zehn Prozent mehr zahlen.

DieSVPwitterte einenSkan-
dal: zumeinen,weil der entspre-
chende Regierungsbeschluss
überhaupt erst durcheinAkten-
herausgabegesuch ihres Kan-
tonsrats Rémy Wyssmann
(Kriegstetten) bekannt wurde.
Zum anderen, weil hier an der
Budgethoheit des Kantonsrats
vollendete Tatsachen geschaf-

fenwerden sollen, und schliess-
lich auch unter dem Aspekt der
Gleichbehandlung des Staats-
personals.

InLohnklasse 24undhöher,
wo der Regierungsrat für die
Einreihung zuständig ist, sind
175 Mitarbeitende der Verwal-
tung eingeteilt. Zur Debatte
steht aber nur der Lohn einer
ausgesuchten Gruppe von 36
Topkadern,diedirektderRegie-
rung unterstellt sind. Eine klei-
ne Kaste innerhalb der Verwal-
tungkönne sich faktischeinfach
aus der Staatskasse bedienen,
wetterteWyssmann imFebruar
in dieser Zeitung.

Kaumjemand imRat
sieht einProblem
Aber er blieb am Mittwoch im
Kantonsrat allein auf weiter
Flur, niemand wollte sich am
VorgehenderRegierung stören.
Hier gehe es nur um die politi-
sche Profilierung, nicht um die
Aufdeckung eines Missstands,
meinte Stefan Hug (SP, Zuch-
wil). Über die Reihenfolge (zu-
erst Lohnfrageklären, danndas

Kaderreglement) könne man
vielleicht streiten, aber grund-
sätzlich tue der Kanton gut
daran, sein Personal im inter-
kantonalenVergleich gut zu be-
zahlen, soDanielUrech (Grüne,
Dornach).

Und wichtig: Anders als im
Vorstossder SVPsuggeriert, sei-
en keinesfalls schon Lohnerhö-
hungen beschlossen bezie-
hungsweise verbindlich zugesi-
chert worden. Unter diesem
Aspekt sah auch Daniel Probst
(FDP, Olten) kein Problem mit
dem Vorgehen der Regierung.
Es sei wichtig und richtig, dass
sie sich Gedanken dazu macht,
wieman die Leute in Schlüssel-
positionen beim Kanton halten
kann.

Nur in einem Punkt gab es
auch Kritik von ausserhalb der
SVP: Dass eine Lohnerhöhung
für Kaderleute der Verwaltung
gegebenenfalls rückwirkender-
folgen soll, sei fragwürdig, so
Patrick Schlatter (Mitte, Ober-
dorf). Das erschliesse sich ihm
tatsächlich auch nicht ganz,
meinte auch SP-SprecherHug.

Keine Lust auf «Sprachpolizei»
Die SVP blitztmit demVorstoss gegen das «Gender-Wirrwarr» imKantonsrat ab.

Christof Ramser

Sogarder SolothurnerBildungs-
direktor Remo Ankli (FDP)
musste intervenieren. Ganze
zwanzig Mal, so hat SVP-Kan-
tonsratBeatKünzli gezählt,wur-
de im Magazin der Kanti Olten
der Gender-Doppelpunkt ver-
wendet. Also jenes typografi-
sche Zeichen, mit dem Sprache
geschlechtergerecht gestaltet
werden soll, indem die männli-
cheunddieweiblicheFormver-
wendetwerden.Beispiel:Rektor
SamuelBatzli begrüsste imVor-
wort die «lieben Leser:innen».

Bloss sehen dies die sprach-
lichen Weisungen der Bundes-
kanzlei, an denen sich der Kan-
ton Solothurn orientiert, nicht
vor. Abgewichen werden darf
davon einzig auf den verwal-
tungseigenenKanälender sozia-
lenMedien. Dort darf der Gen-
der-Doppelpunkt verwendet
werden, «im Sinne eines Aus-
kundschaftensneuerSprachfor-
men auf digitalen Kommunika-
tionskanälen».Online, so versi-
cherte Regierungsrat Ankli am
Mittwoch imKantonsrat,wurde
die Kanti-Publikation inzwi-
schen den Vorgaben entspre-
chend geändert, und sie werde
sich auch künftig daran halten.

WegenEinzelbeispielen
«keinBüroaufmachen»
Entzündet hat die sprachpoliti-
sche Debatte ein Auftrag des
Laupersdörfers Beat Künzli
(SVP), der den «Gender-Wirr-
warr»unterbindenwill. Zusätz-
lich zur «Sprachverschande-
lung» durch den Kanti-Rektor

fanderweitere, von«linksfemi-
nistischen Kreisen erfundene»
Beispiele im Staatsapparat, die
dazudienten, Jugendliche zu in-
doktrinieren: Eine Lehrerin
habe ihm erzählt, dass sie den
Schulkinderndie Formulierung
«Mitgliederinnen und Mitglie-
der» beibringe, in Unterlagen
der kantonalen Anlaufstelle für
Kinder- und Jugendfragen stiess
er auf den Genderstern (Bei-
spiel: Bürger*innen).

DieseFormulierung soll jene
einschliessen, die sich ausge-
schlossen fühlen. Laut Künzli
nicht nötig, denn: «Es gibt nur
MannoderFrau,nichtsanderes.»

Soeinfach sei dasnicht, entgeg-
nete Michael Ochsenbein (Mit-
te, Luterbach). Biologen hätten
ihndarüber aufgeklärt, dass die
Welt eben nicht binär sei, es
neben männlich und weiblich
auch Identitäten dazwischen
gebe. «An diese Tatsache müs-
senwirunsgewöhnen.»Wieein
Grossteil desParlaments erklär-
te er den Auftrag erheblich, um
ihn gleichzeitig abzuschreiben.

Dies, weil die Sprachvorga-
ben in der Kantonsverwaltung
undanSchulen gut befolgtwür-
den, wie Simone Rusterholz
(GLP,Biberist) sagte.Wegenein-
zelnerGegenbeispiele solleman

kein «Büro aufmachen»: Spra-
che solle nicht diskriminierend,
aber grammatikalisch korrekt
sein,drückteesBeatSpäti (FDP,
Bellach) aus. Wobei eine Mehr-
heit seinerFraktiondenAuftrag
nicht abschreibenwollte.

Was in der Sprache richtig
oder falsch ist, werde von all je-
nen gemeinsam ausgehandelt,
die kommunizieren, sagte
SprachwissenschafterinMyriam
Frey Schär (Grüne, Olten). «Sie
entsteht vonuntennachoben.»
Entsprechend empfahl sie, den
Leitfaden für gendergerechte
Sprache für die Verwaltung zu
erweitern, damit sich ein ein-

heitlicherGebrauchherauskris-
tallisiert. Orientierungshilfe
statt Verbote, so dieDevise.

FHNWpochtauf
Autonomie
IhrFettabbekamnebenderKan-
tiOlten auchdieFachhochschu-
le Nordwestschweiz (FHNW).
Sie lege imGegensatz zurVolks-
schule und der Kantonsverwal-
tung eigene Sprachregelungen
fest. So werde an der FHNW
etwaderGendersternverwendet
– fürKanti-LehrerRobertoConti
(SVP,Bettlach)«eineFrechheit».
ImmerhinzahlederKantonjedes
Jahr40MillionenFrankenandie
Institution. Sein eigener Arbeit-
geber wenigstens halte sich an
die Vorgaben. Kolleginnen und
Kollegen jedoch würden auf in-
ternenKommunikationskanälen
davon abweichen. «Eine Ab-
schreibung des Auftrags wäre
deshalb eine Bankrotterklä-
rung», fandConti.

Anders sahesdieSP:Müsste
mandieEinhaltungder Sprach-
vorgabenflächendeckendkont-
rollieren,wärederAufwand rie-
sig, so Sprecherin Melina Aletti
(Olten). Und auch Bildungsdi-
rektor Ankli pochte auf die
Hochschulautonomie und war
der Meinung, dass er mit der
FHNW,die als öffentlich-recht-
licheAnstaltmit eigenerRechts-
persönlichkeit ein Recht auf
Selbstverwaltunghabe,dringen-
dere Probleme zu diskutieren
habe. Der PH-Neubau in Olten
etwa oder den Lehrermangel.
«Eine Sprachvorgabe im Leis-
tungsauftrag zudefinieren,wäre
nicht richtig.»

Kantonsrat in Kürze
Zwei neue
Oberrichterinnen

Wahlen Nicht weniger als fünf
Wahlgängewaren fürdieBeset-
zung von zwei Oberrichterstel-
len für denRest der Amtsperio-
de2021bis 2025nötig.Alsneue
Oberrichterinnen gewählt wur-
dendieRechtsanwältinundNo-
tarin Barbara Obrecht Steiner
(sie schon im erstenWahlgang)
und Hanna Marti, Gerichts-
schreiberin am Bundesverwal-
tungsgericht inSt.Gallen. (mou)

KantonalePensionskasse
ist gut aufgestellt

Vorsorge Bei der Ausfinanzie-
rung der Pensionskasse Kanton
Solothurn (PKSO) sei man auf
einem guten Weg. Dies stellte
im Kantonsrat André Wyss
(EVP, Rohr) im Namen der Fi-
nanzkommission fest. Per 2012
erfolgte der Wechsel auf die
Vollkapitalisierung mit Über-
nahme des Fehlbetrags durch
denKanton. Indenvergangenen
vier Jahren konnte der Kanton
die Restschuld von 293 auf 269
MillionenFranken senken. (cra)

Abschreibung für das
BildungsheimBalmberg

Buchhaltung Der Kantonsrat
stimmteinerausserordentlichen
Abschreibung in der Höhe von
600000 Franken für das Bil-
dungsheimBalmbergzu.Dieses
nutztderKantonalsFlüchtlings-
unterkunft. Zudemwirdausder
Erfolgsrechnung zu Lasten des
Hochbauamtes eine Einlage in
den Adolf-Schläfli-Fonds in der
Höhevon600000Frankenge-
tätigt. Damit kann eine bisher
fehlendePassivpositiongebildet
und ein buchhalterischer Miss-
stand behobenwerden. (cra)

So wie diese Badmeisterin über die Einhaltung der Badeordnung wacht, soll der Solothurner Regierungs-
rat gemäss der SVP die korrekte Rechtschreibung durchsetzen. Bild: Sandra Ardizzone


